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     Einleitung


    In den frühen Morgenstunden des 3. Januar 2026 wurde Caracas von Explosionen und Stromausfällen erschüttert. Während über der Hauptstadt Kampfflugzeuge und Drohnen operierten, drangen US-Spezialkräfte in ein gesichertes Areal vor und nahmen Präsident Nicolás Maduro sowie seine Frau Cilia Flores fest, um beide anschließend außer Landes zu bringen und in den USA vor Gericht zu stellen. US-Stellen rahmten die Aktion als außergewöhnliche, „präzise“ Operation im Kontext eines Anti-Drogen-Kampfes. Venezolanische Regierungsvertreter sprachen hingegen von einer Entführung und einem eklatanten Bruch von Souveränität und Völkerrecht.1 Die unmittelbaren Folgen machten sichtbar, wie schnell eine solche Intervention Regimefragen, Rechtsbegriffe und geopolitische Ordnungsnarrative ineinanderschiebt. In Caracas übernahm Delcy Rodríguez als amtierende Staatschefin zentrale Funktionen, während im Land größere Proteste und Gegenmobilisierungen aufflammten. Parallel öffneten sich neue Spielräume für Wirtschaftssanktionen und politische Neujustierungen zwischen Washington und Caracas.2


    Gerade in dieser Gleichzeitigkeit von militärischer Machtdemonstration, juristischer Rahmung als „Festnahme“, moralischer und sicherheitspolitischer Rechtfertigung und regionaler Polarisierung verdichtet sich ein Grundmuster interamerikanischer Geschichte. Die Beziehungen zwischen den anglo- und den lateinamerikanischen Teilen des Doppelkontinents waren nie nur gute Nachbarschaft, sondern stets auch ein konflikthaftes Feld von Nähe und Abhängigkeit, Bewunderung und Ressentiment, Kooperation und Dominanz. Der 3. Januar 2026 wirft damit ein grelles Schlaglicht auf das Thema dieses Buches. US-Interventionismus ist aber nicht bloß eine Serie spektakulärer Eingriffe. Er ist auch eine historische Praxis, die sich aus wechselnden Motiven, Instrumenten und Legitimationen speist und die in Lateinamerika seit langem auf Gegenwehr trifft.


    Dieses Buch untersucht die Geschichte des US-Interventionismus in Lateinamerika von den Anfängen bis heute. Die Darstellung reicht von frühen hemisphärischen Ordnungsvorstellungen über klassische Formen der Kanonenbootdiplomatie, verdeckte Operationen und ökonomischen Druck im Zeichen des Kalten Krieges bis zu den heutigen Mischformen aus Sicherheits-, Sanktions-, Migrations- und Informationspolitik. Es geht um wechselnde Formen von Macht, Rechtfertigung und Widerstand, denn Lateinamerika war niemals nur Objekt US-amerikanischer Politik. Lateinamerikanische Akteure gestalteten die Beziehungen aktiv durch Diplomatie, kulturelle Selbstbehauptung, Revolutionen und auch durch die Aneignung und Umdeutung jener Begriffe, mit denen Interventionen legitimiert wurden.


    Interventionismus ist ein vieldeutiger Terminus. In diesem Buch geht es um die zahlreichen direkten und indirekten Formen der Einflussnahme seitens der Vereinigten Staaten in Lateinamerika. Interventionismus ist mehr als nur Invasion. Er reicht von „harter“ Gewalt bis zu „weichen“ Steuerungsformen. Militärisch beinhaltet er Truppenlandungen, Besatzungen, Blockaden und Drohkulissen. Indirekte bzw. verdeckte Formen des Interventionismus umfassen unter anderem die Unterstützung von Putschen, Geheimdienstoperationen, paramilitärische Hilfe und Berater-Missionen. Die ökonomischen Instrumente der Intervention reichen von Sanktionen über Kredit- und Handelspolitik bis hin zum Zugriff auf oder zur Vorenthaltung von Ressourcen. Auch die diplomatischen oder politischen Interventionen sind mannigfaltig. Sie umfassen Einfluss in regionalen Organisationen, Vermittlung in Konflikten, die Anerkennung oder Nichtanerkennung von Regierungen oder die außenpolitische Isolierung. Der Begriff zielt damit auf ein breites Feld politischer Steuerung.


    Hinzu kommt eine Ebene, die nur selten in einschlägigen Darstellungen berücksichtigt wird, jedoch gerade in den Beziehungen zwischen Lateinamerika und den USA eine wichtige Rolle spielt, die kulturelle und ideologische Dimension. Dem liegen der Export von Ordnungs- und Modernisierungsvorstellungen aus den USA, die Behauptung der Deutungshoheit über Konzepte wie Demokratie, Sicherheit oder Entwicklung zugrunde. In Lateinamerika wird der Import von mit den USA assoziierten Lebensstilen, Waren und Populärkulturen oft als „friedliche Durchdringung“ empfunden, als eine Form der Intervention, die unmerklich vor sich geht und das Innere der eigenen Kulturen bedroht. Auch diese Dimension wird in diesem Buch berücksichtigt. Dabei gilt es zu bedenken, dass die Beziehungen der Amerikas keine Einbahnstraße sind. Gegensatzpaare wie „wohlwollende Modernisierer vs. traditionelle Empfänger“ oder „imperiale Täter vs. passive Opfer“ greifen zu kurz.


    Die Vielfalt der Interventionen ist zentral, weil es oft so dargestellt wird, als seien sie entweder humanitär, also moralisch geboten oder imperial, also eigennützig. Historisch waren sie jedoch oft beides zugleich, eine Mischung aus Sicherheitsinteressen, ökonomischen Erwartungen, ideologischen Projekten und moralischen Selbst- und Fremdbildern. Häufig werden Interventionen als Schutz von Leben, Eigentum, Stabilität, Demokratie und Menschenrechten gerechtfertigt oder gar als im Eigeninteresse der Betroffenen legitimiert. In der Tat zeigt der rechtshistorische Blick eine grundlegende Spannung. Im klassischen Völkerrecht wurde ein Recht zur humanitären Intervention sogar mit militärischen Mitteln anerkannt, wenn ein Staat Leben und Freiheit der Menschen auf seinem Gebiet nicht schützen konnte oder wollte. Zugleich war der Missbrauch als Vorwand für Großmachtinteressen von Beginn an sichtbar.


    Mit der UN-Charta von 1945 verschärfte sich das Problem, denn das universelle Gewaltverbot machte militärische Gewaltanwendung grundsätzlich unzulässig. Gleichzeitig gehört die Förderung der Menschenrechte zu den Zielen der UN. Daraus entstand eine rechtliche und politische Grauzone, in der sich Staatenpraxis, Moralrhetorik und Sicherheitslogik überlagern. In der Praxis lässt sich beobachten, dass bestimmte Eingriffe etwa zum Schutz von Menschenleben zwar nicht generell gerechtfertigt, aber im Einzelfall häufig toleriert wurden.


    Für Lateinamerika ist das hoch relevant, weil sich diese Rechtfertigungsmuster hier seit dem 19. Jahrhundert wiederkehrend finden: die Rettung von Staatsangehörigen, der Schutz von Ordnung, später Demokratie oder Menschenrechten. Die moralische Grammatik konnte ernst gemeint sein und zugleich strategisch genutzt werden. Die Geschichte des US-Interventionismus ist daher auch eine Geschichte der Legitimation. Wer definiert die Notlage? Wer erklärt das Eingreifen für „notwendig“? Wer kontrolliert Mittel und Folgen? Und wer trägt die Kosten?


    Eine Grundlage des US-amerikanischen Interventionismus wurde bereits während des Unabhängigkeitskampfs der lateinamerikanischen Staaten gelegt. Die nach Präsident James Monroe benannte Doktrin von 1823 steht für den Anspruch, dass die Amerikas eine besondere Sphäre seien, eine Ordnungsidee, die ursprünglich gegen europäische Rekolonisierungspläne gerichtet war, aber langfristig auch als Deutungsrahmen für US-amerikanische Vormacht diente. Das Wort von Lateinamerika als „America’s backyard“, als Hinterhof der USA, entstand in diesem Zusammenhang. Präsident Donald Trump nahm das mehr als 200 Jahre alte Dogma Monroes wieder auf und ergänzte es um das Trump-Corollary, das einen demonstrativen, unilateral auftretenden Hegemonialstil propagiert und alte Interventionsmuster rhetorisch wie praktisch wieder aufgreift.


    Lange dominierte eine Forschungstradition, die US-amerikanische Interventionen vor allem aus Sicht Washingtons zunächst affirmativ, später kritisch beschrieb.3 Dieses Buch nimmt demgegenüber die Perspektive der Region Lateinamerika ernst, ohne US-Motive zu vernachlässigen. Denn das Gesamtbild wird erst erkennbar, wenn man die Wechselbeziehungen berücksichtigt. Interventionen verändern die betroffenen Gesellschaften und auch die intervenierende Macht, ihre Institutionen, Narrative, Selbstbilder und die Grenzen des Sagbaren. Dabei wird Lateinamerika nicht als homogene Einheit behandelt. Der Begriff beschreibt eine Region, die seit Mitte des 19. Jahrhunderts so benannt wird, deren innere Unterschiede aber enorm sind. Gerade diese Vielfalt erklärt, warum Interventionismus nie überall gleich funktioniert und warum regionale Akteure wiederholt Spielräume fanden, die US-Politik zu beeinflussen, zu nutzen oder zu blockieren.


    Der Aufbau des Buches folgt dem historischen Wandel der hemisphärischen Ordnungsvorstellungen und verbindet dabei politische, ökonomische, rechtliche und kulturelle Ebenen. Ausgangspunkt sind die Vorgeschichten, die kolonialen Prägungen, die Unabhängigkeitsepoche und jene frühen US-Selbstverortungen, aus denen sich die Idee einer besonderen Sphäre der Amerikas herausbildete, die mit der Monroe-Doktrin in den USA und dem Aufruf zum Panamerikanischen Kongress durch Simón Bolívar in den 1820er Jahren ihren ersten Höhepunkt erreichte. Daran anschließend wird gezeigt, wie die Monroe-Doktrin, die zunächst als Abgrenzung gegen europäische Interventionen formuliert wurde, sich schrittweise in einen Deutungsrahmen verwandelte, innerhalb dessen die USA eine wachsende Führungs- und Zugriffserwartung gegenüber Lateinamerika entwickelten. Die ersten US-amerikanischen Interventionen in Lateinamerika fanden Mitte des 19. Jahrhunderts statt. Parallel dazu entwickelte sich die Vorstellung vom „Manifest Destiny“, der „offensichtlichen Vorsehung“ der USA, den Kontinent zu beherrschen. Daraus entstand ein Expansionismus, der, begleitet vom wirtschaftlichen Aufschwung, im Krieg von 1898/99 gipfelte.


    In der Hochphase des Interventionismus im frühen 20. Jahrhundert rückten dann die klassischen Interventionsformen wie militärische Eingriffe, Besatzungen, Blockaden und die Verbindung von „Ordnung“ und „Schutz“ als wiederkehrendes Legitimationsmuster in den Blick. Die folgenden Kapitel zeichnen nach, wie diese Praktiken im Zeichen der „Good Neighbor“-Politik partiell zurückgenommen wurden, ohne dass der Einfluss verschwand. Stattdessen verschoben sich die Instrumente hin zu indirekter Steuerung über Diplomatie, wirtschaftliche Hebel und kulturelle Programme und damit zu einer weniger offenen, aber oft ebenso wirksamen Hegemonie.


    Einen weiteren analytischen Schwerpunkt bildet die Zeit des Kalten Krieges, in der Antikommunismus zur Legitimationsmaschine wurde und Interventionismus sich in verdeckten Operationen, Sicherheitsdoktrinen, Bündnisarchitekturen und Entwicklungsversprechen verdichtete. Von dort aus führt die Darstellung in die Konstellation nach 1990, in der Demokratie- und Menschenrechtsrhetorik, neoliberale Ordnungsmodelle und neue multilaterale Formate einerseits den Ton veränderten, andererseits aber alte Muster in neuen Kleidern fortgesetzt wurden. Der Ausblick bündelt diese Linien und fragt, wie sich der Weg von Monroe zu Trump als Geschichte von Kontinuität und Wandel lesen lässt. So entsteht eine Erzählung, die Interventionismus nicht nur als Abfolge von Ereignissen rekonstruiert, sondern als konflikthaftes Ringen um Legitimität, Ordnung und Handlungsspielräume auf dem amerikanischen Doppelkontinent.

  

  
    Kapitel 1


    Kolonialreiche und die Erfindung einer amerikanischen Sphäre


    Die Geschichte der Beziehungen zwischen Nord und Süd in den Amerikas beginnt lange vor Kolumbus. Der Doppelkontinent war über Jahrtausende von Wanderungen geprägt. Aus dieser langen Vorgeschichte ging eine außerordentliche Vielfalt von Kulturen hervor, von Jäger- und Sammlergesellschaften bis zu komplexen Reichen. Gerade im mesoamerikanischen Raum und im angrenzenden Südwesten der heutigen USA bestanden weitreichende Kontakte, Austausch von Gütern, Migration und Konflikte. Das ist mehr als eine Vorbemerkung. Wer Interventionen in Lateinamerika verstehen will, muss sich vergegenwärtigen, dass spätere europäische Ansprüche auf Herrschaft häufig mit dem Bild eines vermeintlich ungenutzten Raums operierten. Dieses Bild stand von Anfang an im Widerspruch zu den realen gesellschaftlichen Ordnungen, die dort existierten.


    Koloniale Gegensätze


    Mit der Ankunft der Europäer ab 1492 änderte sich die Grundkonstellation radikal. Eroberung, Zwang und die massenhafte Verdrängung oder Tötung der indigenen Bevölkerung wurden zu Strukturmerkmalen der neuen Ordnung. Kolumbus gab den sehr unterschiedlichen Ethnien eine Sammelbezeichnung, Indios, und machte damit eine Wahrnehmungsweise salonfähig, die Vielfalt in eine einzige Kategorie presste. Früh wurde die Expansion militärisch, juristisch und religiös abgesichert. Die spanische Krone suchte die diplomatische Legitimierung ihrer Besitzansprüche im Westen, und der Papst bestätigte ihr das Missionsrecht. In dieser Logik war das Land der Heiden Missionsgebiet, das einem christlichen Herrscher zugewiesen werden konnte. Mission und Herrschaft wurden so zu zwei Seiten derselben Medaille. Dazu kam eine machtpolitische Ordnung, die die Welt verteilte, bevor man sie überhaupt kannte. Mit dem Vertrag von Tordesillas (1494) zogen Spanien und Portugal eine gedachte Trennlinie ihrer Expansionsgebiete. Westlich sollte Spanien herrschen, östlich Portugal. Ohne es zu wissen, erhielten die Portugiesen Ansprüche auf Ostbrasilien, während Spanien sich den Seeweg nach Asien sichern wollte und ebenfalls ohne es zu wissen einen ganzen Kontinent zugeschrieben bekam.


    Die Erkenntnis, dass es sich um einen neuen Kontinent handelte, setzte sich zu Beginn des 16. Jahrhunderts durch. 1507 tauchte der Name Amerika auf, und mit ihm entstand eine semantische Bühne, auf der die Alte Welt ihre politischen Konflikte neu austrug. Der Begriff Neue Welt suggerierte Einheit, doch die Realität war plural. In manchen Räumen gelang der spanischen Krone eine intensive Siedlungskolonisation, anderswo blieb sie auf Missionen und Stützpunkte begrenzt, etwa in Teilen des heutigen Südwestens der USA oder in Florida. In Brasilien konzentrierten sich portugiesische Aktivitäten lange auf die Küste. Für beide iberischen Kronen waren die amerikanischen Territorien vor allem Quellen des Reichtums, von Edelmetallen und später Agrarprodukten, mit denen man Staatshaushalte und Kriege in Europa finanzierte. So wurden die Amerikas Teil eines atlantischen Systems, in dem die Interaktion nicht nur im Land stattfand, sondern auch über Handelsregime, Flottenpolitik und Finanzströme.


    Die iberischen Monopolansprüche bestanden im Laufe der Zeit nur noch in der Theorie, denn Frankreich und England griffen in den amerikanischen Raum aus, zunächst zögerlich, dann systematisch. Schon 1497 stand eine symbolische Inbesitznahme in Nordamerika durch John Cabot in englischen Diensten als Bezugspunkt für spätere Ansprüche. Unter Elisabeth I. nahm die englische Politik Kurs auf das Brechen der spanischen Vorherrschaft. Es ging um Reichtum, um Handelsvorteile und um Siedlungsprojekte. Eine wichtige Rolle spielte der konfessionelle Gegensatz. England inszenierte sich als protestantische Gegenmacht zum katholischen Universalanspruch, bot sich indigenen Gruppen als möglicher Verbündeter an und legitimierte damit eigene Eingriffe. Wo die spanische Krone die christliche Mission als Rechtfertigung nutzte, nutzte England die Vorstellung, Spaniens Macht müsse begrenzt und seine Herrschaft delegitimiert werden.


    Der karibische Raum wurde früh zum Labor von Auseinandersetzungen, die zwischen staatlicher Politik und privater Gewalt oszillierten. John Hawkins betrieb ab 1562 illegalen Sklavenhandel, finanziert durch englische Kaufleute und später auch durch die Krone. Francis Drake plünderte spanische Häfen, überfiel Städte und machte den Krieg um die Seewege zur Bühne englischer Selbstbehauptung. Der Konflikt mündete in dem offenen Krieg zwischen Spanien und England, der im erfolglosen Unternehmen der Armada von 1588 gipfelte. Doch auch englische Großunternehmungen gegen das spanische Imperium blieben riskant. In dieser Phase entstand ein Prinzip, das für die spätere US-amerikanische Selbstverortung im amerikanischen Raum als Vorläufer gelesen werden kann. Europäische Mächte sprachen de facto dem transatlantischen Raum eine Sonderstellung zu, in der europäische Friedensverträge nur eingeschränkt galten. In der griffigen Formel „kein Frieden jenseits der Linie“ lag die Vorstellung, dass es Räume gebe, in denen andere Regeln herrschten. Die Amerikas wurden zu einem Schauplatz, auf dem Gewalt, Kaperung und Plünderung als Normalität gelten konnten, ohne automatisch den Frieden in Europa zu sprengen.


    Aus spanischer Sicht waren vor allem die Kleinen Antillen problematisch, weil sie nie flächendeckend besetzt wurden. Hier etablierten sich die Rivalen relativ leicht. Englische Stützpunkte entstanden ab den 1620er Jahren auf Barbados, Barbuda und weiteren Inseln. Schmuggel florierte, weil das spanische Handelsmonopol Mangel produzierte und lokale Beamte oft wegschauten. Zugleich entwickelte sich mit dem Zucker eine Plantagenökonomie, die auf der Arbeit versklavter Afrikaner beruhte und die Karibik dauerhaft prägte. Die Durchsetzung der Sklaverei formte diesen Raum entscheidend um. Dazu kamen Vorstöße auf dem mittelamerikanischen Festland, etwa im Gebiet des späteren Belize oder an der Moskitoküste. Dort ver banden sich lokale Konflikte, indigene Bündnisse und europäische Interessen zu Grenzräumen, in denen Herrschaft nie stabil war.


    Der englische Versuch, das spanische Imperium frontal zu treffen, kulminierte unter Oliver Cromwell. 1654 griff eine englische Flotte spanische Besitzungen an. Der Plan, als Western Design bekannt, scheiterte weitgehend, doch die Eroberung Jamaikas 1655 war zumindest ein Teilerfolg. Von Port Royal aus kooperierten englische Autoritäten mit Piraten, die spanische Küstenstädte überfielen. Der spektakuläre Angriff auf Panama 1671 unter Henry Morgan zeigt, wie eng staatliches Kalkül und private Gewalt verschränkt waren. Solche Episoden waren mehr als koloniale Abenteuer. Sie waren frühe Beispiele dafür, wie Macht in den Amerikas oft unter dem Deckmantel von Handelsschutz, Religion oder Vergeltung durchgesetzt wurde.


    Im 18. Jahrhundert verschob sich der Schwerpunkt der europäischen Rivalitäten. Mit dem Spanischen Erbfolgekrieg und dem Frieden von Utrecht 1713 erhielt England wirtschaftliche Vorteile. Das Monopol des Sklavenhandels wurde zeitweise an England vergeben, und Sonderrechte des Handels öffneten dem Schmuggel noch weiter Tür und Tor. Jamaika wurde zum Stapelplatz, von dem aus englische Schiffe spanische Häfen anliefen. Spanien fehlten die Mittel, dies zu verhindern. Gleichzeitig band sich Portugal durch den Methuen-Vertrag 1703 eng an England. Englische Waren überschwemmten Portugal und Brasilien, und brasilianische Rohstoffe flossen in Strömen nach London. Die politische Ordnung der Amerikas blieb damit eng an europäische Machtkonstellationen gekoppelt.


    Trotz dieser Verflechtungen bestand zwischen den Kolonien im Norden und den iberischen Reichen im Süden lange kein intensiver Dialog. Kontaktzonen entstanden dort, wo Grenzen sich berührten, vor allem in der Karibik und im nördlichen Neuspanien. Ökonomische Motive standen im Vordergrund. Nordamerikanische Kolonisten handelten, oft illegal, mit spanischen Häfen, beteiligten sich am Sklavenhandel und beobachteten die wirtschaftlichen Potenziale der Nachbarn. In Neuengland wuchs zugleich ein konfessioneller Missionseifer, der sich gegen die katholische Welt richtete. Utopische Vorstellungen eines im Süden zu errichtenden protestantischen Neuen Jerusalems verraten eine frühe Tendenz, die Amerikas als ideologischen Raum zu denken, in dem der Norden eine sendende Rolle beanspruchen könne. Auf der anderen Seite betrachteten viele katholische Kolonisten protestantische Freibeuter als Ausgeburten des Bösen und sahen in ihnen eine existenzielle Bedrohung. Solche Vorstellungen trugen dazu bei, dass die Begegnungen moralisch gerahmt wurden. Gewalt erschien als Abwehr oder als Befreiung, je nachdem, wer sprach.


    Aus antispanischer Propaganda entwickelte sich in England ein Bündel langlebiger Stereotype. Bartolomé de las Casas’ berühmter „Kurzgefasster Bericht von der Verwüstung der westindischen Länder“ (1552), der ursprünglich Missstände anprangern wollte, wurde als Beleg für spanische Grausamkeit ausgeschlachtet. Die Erzählung vom bestialischen, scheinheiligen Spanier half, englische Expansion als moralische Alternative darzustellen. Für die spätere Geschichte ist entscheidend, dass solche Ressentiments nicht mit dem Ende der Kolonialzeit verschwanden. Sie wurden im 19. Jahrhundert von manchen US-Amerikanern auf Lateinamerika übertragen. Damit entstand ein kultureller Unterton, der Interventionen erleichtern und in ein zivilisatorisches Vokabular kleiden konnte.


    Gegen Mitte des 18. Jahrhunderts hatten sich die Kolonien gesellschaftlich und politisch so verändert, dass man in vielen Regionen von einer faktischen Autonomie sprechen kann. Im Rahmen des aufgeklärten Absolutismus setzten sowohl London als auch Madrid und Lissabon auf Reformpolitik, um Kontrolle und Ausbeutung wieder zu verstärken. Diese neue Politik traf auf Eliten, die in den Amerikas geboren, sozialisiert und zunehmend selbstbewusst waren. In Hispanoamerika sprach man von Kreolen. Ihre wachsende Identifikation mit dem amerikanischen Raum schuf eine neue Konfliktlinie zwischen Amerika und Europa. Aus dieser Spannung sollten später die Unabhängigkeitsbewegungen hervorgehen.


    Der Siebenjährige Krieg wurde zum Beschleuniger dieser Um wälzungen. Als Spanien 1762 an der Seite Frankreichs in den Krieg gegen England eintrat, hoffte es, den englischen Machtzuwachs zu bremsen. Stattdessen besetzten die Engländer zeitweise Havanna und Manila. Die Friedensschlüsse von 1762 und 1763 ordneten die Territorien neu. Spanien trat Florida an England ab, erhielt Louisiana und musste britische Positionen in Zentralamerika formell anerkennen. Die Karibik und die Grenzräume Nordamerikas wurden so zu einer Zone, in der koloniale Besitzungen verwaltet, getauscht und geopolitisch verhandelt wurden.


    Verflochtene Wege in die Unabhängigkeit


    Als in den 1770er Jahren die nordamerikanischen Kolonien gegen Großbritannien rebellierten, unterstützten Spanien und Frankreich den Unabhängigkeitskampf, um England zu schwächen. Spanien gewann Florida 1783 zurück und öffnete karibische Häfen für den Handel mit Nordamerikanern. Doch der Erfolg war zweifelhaft. Die Vereinigten Staaten traten als neuer Faktor auf, der Handelspartner und auch potenzieller Konkurrent wurde. Spanische Politiker erkannten früh, dass ein expandierender republikanischer Staat im Norden für das koloniale Hispanoamerika gefährlicher werden könnte als alte Rivalen aus Europa. Der Mississippi, Florida, später Texas und der ferne Westen wurden zu Konfliktzonen, in denen die junge Republik ihre Interessen gegen europäische Imperien und indigene Gemeinschaften durchsetzen wollte.


    Der Weg dorthin war geprägt von Diplomatie, Gewalt und wirtschaftlicher Verflechtung. Im Pinckney-Vertrag von 1795 machte Spanien große Zugeständnisse und räumte den USA Schifffahrtsrechte auf dem Mississippi ein. Das erleichterte die Westexpansion, die 1803 mit dem Kauf Louisianas von Frankreich einen ersten Höhepunkt erreichte. Eine Expedition unter Lewis und Clark unterstrich den Anspruch, das Staatsterritorium bis zum Pazifik auszu dehnen. Parallel wuchs die ökonomische Präsenz. In wenigen Jahren wandelten sich die Vereinigten Staaten von Küstenkolonien zu einem expandierenden Staat, dessen Präsenz sich in den Grenzgebieten des spanischen Herrschaftsgebiets spürbar bemerkbar machte.


    Die französischen Revolutionskriege verschärften die Schwäche Spaniens. Die englische Blockade legte den Amerikahandel lahm. Spanien musste seinen Kolonien erlauben, Handel mit Neutralen zu betreiben. Faktisch hatten die Spanier die Kontrolle vollends verloren. Händler aus Neuengland füllten das Vakuum, lieferten Waren, unterhielten Netzwerke und etablierten neue Kontakte in Hafenstädten der Karibik und Südamerikas. Die USA richteten Konsulate ein, auf Kuba 1798, in Venezuela 1800.


    Zugleich zirkulierten aufklärerische Schriften in Nord- und Südamerika. Die in Europa damals verbreitete Degenerationstheorie behauptete, Amerika sei unreif und seine Bewohner seien minderwertig. Gründerväter wie Jefferson und Hamilton widersprachen, weil sie in der Theorie einen europäischen Überlegenheitsanspruch erkannten. Auch in Hispanoamerika wehrten sich Gelehrte, häufig im Exil lebende Jesuiten, mit Schriften, die die Geschichte und Natur Amerikas verteidigten. Eine besonders radikale Stimme war der aus Peru stammende ehemalige Jesuit Juan Pablo Viscardo y Guzman, der 1791 in seinem offenen Brief an die Hispanoamerikaner die Jahrhunderte währende koloniale Ausbeutung beklagte und alle Amerikaner zur Solidarität aufrief: „Entdecken wir Amerika noch einmal neu für alle unsere Brüder auf der ganzen Erde.“4 Die Vorstellung, dass Amerika anders und besser war als Europa, teilte Thomas Jefferson, der in einem Brief an Alexander von Humboldt 1813 die geopolitische Idee von Amerika als eigener Hemisphäre mit einem „eigenständigen System von Interessen, das nicht den Interessen Europas untergeordnet werden darf“, propagierte.5 Diese scheinbar so ähnlichen Visionen in Nord und Süd sollten später höchst unterschiedlich verwendet werden.


    Während der Vorbereitungsphase der Unabhängigkeit verfolgten kreolische Eliten die Rhetorik der nordamerikanischen Revolution, oft über Umwege und Übersetzungen. Die Unabhängigkeitserklä rung mit ihren Idealen von Volkssouveränität und natürlichen Rechten wurde intensiv rezipiert, ebenso die frühen nordamerikanischen Kongressdebatten. Persönlichkeiten wie Francisco de Miranda suchten in den USA Kontakte und Unterstützung, bewunderten Institutionen und Personen wie George Washington, kritisierten aber auch Auswüchse der Massendemokratie, Materialismus und religiöse Toleranz. So entstand ein ambivalentes Bild. Die USA waren Vorbild und Warnung zugleich. Diese Ambivalenz ist wichtig, weil sie zeigt, dass eine gemeinsame Sache der Amerikaner nie selbstverständlich war.


    Einen Einschnitt bildete die Revolution in Saint Domingue und die Gründung Haitis 1804. Die erfolgreiche Sklavenrevolution löste bei den Herrschenden im atlantischen Raum Ängste aus. Nicht nur in den Sklavenhalterstaaten der USA wuchs die Sorge, die Ereignisse könnten auf die eigene versklavte Bevölkerung ausstrahlen. Die Haltung der US-Regierungen schwankte, doch die Abneigung gegen sozialrevolutionäre Bewegungen blieb prägend. Damit wurde früh ein Muster sichtbar, das auch später Interventionen beeinflussen sollte. Unterstützung für Unabhängigkeit war möglich, solange sie Ordnung versprach. Wo Revolution soziale Hierarchien erschütterte, überwog das Bedürfnis nach Eindämmung.


    Als die napoleonische Besetzung der Iberischen Halbinsel ab 1808 den Zerfall der monarchischen Autorität auslöste, bildeten sich in Hispanoamerika Juntas, die zunächst im Namen des legitimen Königs regieren wollten und bald den Weg zur Unabhängigkeit einschlugen. Die Regierung in Washington beobachtete dies, blieb aber vorsichtig. Man wollte Spannungen mit England vermeiden und zugleich Spanien in den Verhandlungen über Florida nicht verprellen. Die Konsequenz war ein Opportunismus, der für die spätere Entwicklung zentral ist. Moralische Erwägungen wurden der eigenen Territorialpolitik untergeordnet. 1810 rebellierte Westflorida, ein Grenzraum mit heterogener Bevölkerung und schwacher spanischer Kontrolle. Wenige Wochen später annektierten die Vereinigten Staaten das Gebiet. 1811 formulierte der Kongress die No-Transfer-Doktrin. Sollte ein benachbartes Kolonialgebiet von einer europäischen Macht an eine andere übertragen werden, wäre dies Anlass zur Sorge. Das Prinzip blieb zunächst ohne große Öffentlichkeit, doch es markierte einen wichtigen Schritt. Die USA definierten Interessen in der Hemisphäre, unabhängig davon, wie die betroffenen Gesellschaften darüber dachten.


    Der Krieg von 1812 gegen England förderte nationalistische Selbstbilder und schärfte die Vorstellung, die USA hätten eine besondere Mission. In diesem Klima wuchsen expansionistische Forderungen nach Florida und Texas. Nach dem Ende der napoleonischen Kriege versuchte Spanien, mit Gewalt die Kontrolle in seinen Kolonien in Amerika zurückzugewinnen. Die USA blieben offiziell neutral, warnten ihre Bürger vor Beteiligung und verfolgten weiter das Ziel, Florida zu erwerben. 1819 gelang dies im Adams-OnísVertrag. Florida ging endgültig an die USA, und die Grenzziehung im Westen schuf eine Grundlage für die weitere Expansion bis zum Pazifik. Für das entstehende Verhältnis zu Lateinamerika bedeutete dieser Vertrag, dass die USA bereit waren, im Schatten europäischer Krisen Grenzen zu verschieben.


    Während im Süden die Unabhängigkeitskriege unter Führung von Simón Bolívar und José de San Martín eskalierten, verhielt sich Washington zurückhaltend, bis die eigenen Ziele erreicht waren.
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